
 

Eidgenössisches Departement des Innern EDI 

Bundesamt für Lebensmittelsicherheit und 

Veterinärwesen BLV 

 

 

 

  

724.1/2017/00130 \ COO.2101.102.4.728952 - 205.01.00 1/1 
 

Erläuterungen zur Änderung der Verordnung des EDI über die Kon-
trolle der rechtmässigen Herkunft von eingeführten Erzeugnissen 
der Meeresfischerei (SR 453.2) 

I.  Ausgangslage 

Die Verordnung über die Kontrolle der rechtmässigen Herkunft von eingeführten Erzeugnissen 

der Meeresfischerei (SR 453.2; nachfolgend: Verordnung) soll sicherstellen, dass nur Fische-

reierzeugnisse rechtmässiger Herkunft in die Schweiz eingeführt werden. Die Verordnung 

stützt sich auf das Bundesgesetz vom 16. März 2012 über den Verkehr mit Tieren und Pflan-

zen geschützter Arten (BGCITES; SR 453). Alle Sendungen mit Meeresfischereierzeugnissen, 

welche im Anhang 1 der Verordnung aufgeführt sind, sind kontrollpflichtig und müssen seit 

dem 1. März 2017 beim BLV zur Dokumentenkontrolle angemeldet werden.  

 

Keine Kontrollpflicht besteht für Sendungen aus Staaten, die im Anhang 2 der Verordnung 

gelistet sind. Diese Staaten verfügen über einen hohen Standard in der Bekämpfung und Ver-

hinderung der IUU-Fischerei (IUU Fischerei = illegale, unangemeldete oder unregulierte Fi-

scherei). 

 

Gemäss Art. 27 Abs. 1 der Verordnung kann das EDI Flaggenstaaten auf deren Gesuch hin 

in Anhang 2 aufnehmen. Japan hat am 4. Juli 2017 einen solchen Antrag eingereicht.  

II.  Erläuterungen zu den Aufnahmekriterien von Art. 27 Abs. 2 

Für die Abklärung, ob ein Flaggenstaat über einen hohen Standard in der Bekämpfung und 
Verhinderung der IUU-Fischerei verfügen, nimmt das BLV anhand der Kriterien von Art. 27 
Abs. 2 der Verordnung eine Risikoanalyse vor. Japans Antrag zur Aufnahme in Anhang 2 der 
Verordnung wurde im 2. Halbjahr 2017 geprüft. Die vollständige Risikoanalyse ist beigelegt. 
 

Zusammenfassung der Risikoanalyse 

Kriterien zur Aufnahme in Anhang 2 nach Art. 27 Abs. 2 der Verordnung Erfüllt? 

Bst. a) der Flaggenstaat verfügt über:  

1. eine Gesetzgebung zur Verhinderung der IUU Fischerei Ja 

2. eine verantwortliche Fischereibehörde Ja 

3. die notwendigen Vollzugsinstrumente Ja 

4. Durchführung von Kontrollen  Ja 

5. Mitgliedschaft bei relevanten Fischerei-Management-Organisationen  Ja 

6. Ratifizierung von internationalen Abkommen für nachhaltige Fischerei Ja 

Bst. b) keine begründeten Hinweise auf Duldung, Begünstigung oder  

Förderung von IUU 

Ja 

 

Das BLV kam zum Schluss, dass Japan die Voraussetzungen nach Art. 27 Abs. 2 der Verord-

nung erfüllt und empfiehlt die Aufnahme von Japan in den Anhang 2 der Verordnung. 

 
Beilage: 
Risikoanalyse Japan vom 06.06.2018 


